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Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

Vor Eintritt in die Tagesordnung 7 

beschließt der Ausschuss die Tagesordnung gemäß Einla-
dung E 16/240 (Neudruck). 

1 Gesetz zur Änderung des Kommunalwahlgesetzes 8 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/120 

In Verbindung mit: 
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Gesetz zur Stärkung der kommunalen Demokratie 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/468 

Zuschrift 16/162 
Ausschussprotokoll 16/154 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen – 

Der Änderungsantrag der CDU-Fraktion – siehe Anlage 1 zu 
TOP 1 – wird mit den Stimmen von SPD, GRÜNEN, FDP 
und PIRATEN gegen die CDU abgelehnt. 

Der Änderungsantrag von SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
– siehe Anlage 2 zu TOP 1 – wird mit den Stimmen von SPD 
und GRÜNEN gegen die Stimmen von CDU, FDP und PI-
RATEN angenommen. 

Der Gesetzentwurf von SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
Drucksache 16/1468 wird in der zuvor geänderten Fassung 
mit den Stimmen von SPD und GRÜNEN gegen die Stim-
men von CDU und FDP bei Enthaltung der PIRATEN ange-
nommen. 

Beratung und Abstimmung über den Gesetzentwurf der Frak-
tion der PIRATEN Drucksache 16/120 wird auf Antrag der 
Fraktion der PIRATEN zurückgestellt. 

2 Gesetz zur Änderung des Ladenöffnungsgesetzes 14 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/1572 

Ausschussprotokoll 16/156 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen – 

Nach kurzer Diskussion nimmt der Ausschuss den Gesetz-
entwurf mit den Stimmen von SPD und GRÜNEN gegen die 
Stimmen von CDU und FDP bei Enthaltung der PIRATEN 
an; ein entsprechendes Votum wird dem federführenden 
AWEIMH mitgeteilt. 
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3 Gesetz zur Änderung des Altlastensanierungs- und Altlastenaufberei-

tungsverbandsgesetzes – AAVG und zur Änderung anderer wasser-
rechtlicher Vorschriften 17 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/1821 

Stellungnahme 16/586 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen – 

Der Ausschuss stimmt nach kurzen Statements dem Ge-
setzentwurf der Landesregierung mit den Stimmen von SPD, 
GRÜNEN, FDP und PIRATEN bei Enthaltung der CDU ein-
stimmig zu. 

4 Begrenzung der Kreisumlage – Urteil des Bundesverwaltungsge-
richts vom 30. Januar 2013 18 

auf Antrag der Fraktion der CDU 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 16/695 

In Verbindung mit: 

Darf das Land den Kreisen die Höhe der Kreisumlage diktieren? – Ur-
teil des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs vom 14.02.2013 

auf Antrag der Fraktion der CDU 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 16/694 

Der Ausschuss nimmt die Berichte zur Kenntnis. - Das Minis-
terium für Inneres und Kommunales dem Ausschuss erneut 
berichten, sobald hierzu ein neuer Standstand vorliegt. 
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5 Auswirkungen aktueller kartell- und energierechtlicher Beschlüsse 

auf die Konzessionsvergabe für den Stromnetzbetrieb in NRW-
Kommunen 19 

auf Antrag der Fraktion der FDP 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 16/693 

Der Ausschuss nimmt den Bericht ohne Aussprache zur 
Kenntnis. 

6 Kommunale Investitionsschwäche 20 

Auf Antrag der Fraktion der CDU 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 16/696 

 Diskussion 20 

7 Direkte Demokratie muss bürgerfreundlich und rechtssicher sein! 24 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/2116 

Auf Antrag der FDP-Fraktion wird der Ausschuss zu diesem 
Thema ein Expertengespräch durchführen. Einzelheiten sol-
len im Kreis der Obleute am Rande des nächsten Plenums 
besprochen werden. 

8 Bettensteuer erneut vor Gericht gescheitert – Landesregierung muss 
Genehmigung zur Erhebung der Bettensteuer zurückziehen 25 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/2123 

Der Ausschuss kommt überein, die Debatte in der nächsten 
Sitzung fortzusetzen. 
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9 Unser Land braucht Entwicklung – Anforderungen an die Novelle der 

Landesplanung 26 

Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/2131 

Der Ausschuss lehnt mit den Stimmen von SPD, GRÜNEN, 
FDP und PIRATEN gegen die Stimmen der CDU den Antrag 
ab; ein entsprechendes Votum geht an den federführenden 
Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Industrie, Mittelstand und 
Handwerk. 

10 Eltern und Kommunen brauchen einen Fonds um Unstimmigkeiten 
beim U3-Rechtsanspruch zu bewältigen! 28 

Antrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/2137 

Der Ausschuss kommt überein, kein Votum an den federfüh-
renden Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend abzuge-
ben. 

11 Verschiedenes 29 

11.1. Gesetz zur Änderung der Landesbauordnung Drucksache 
16/1624 29 

11.2. Antrag der Fraktion der CDU – „Nahverkehr in Nordrhein-
Westfalen ausbauen – Fernverkehr verbessern“ Drucksache 
16/1474 29 

11.3. Informationsreise des Ausschusses 29 

Nächste Sitzung: 12. April 2013 29 

* * * 
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1 Gesetz zur Änderung des Kommunalwahlgesetzes 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/120 

In Verbindung mit: 

Gesetz zur Stärkung der kommunalen Demokratie 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/468 

Zuschrift 16/162 
Ausschussprotokoll 16/154 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen – 

Vorsitzender Christian Dahm schickt voraus, der Ausschuss befasse sich heute mit 
den beiden Gesetzentwürfen abschließend. Dazu lägen zwei Änderungsanträge sei-
tens der Fraktion der CDU – siehe Anlage 1 zu TOP 1 – sowie der Fraktionen von 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen – siehe Anlage 2 zu TOP 1 – zur Drucksache 
16/1468 vor, die bereits am 06.03.2013 per Mail zugeleitet worden seien und heute 
als Tischvorlage auslägen. 

Mit der Zuschrift 16/162 habe den Ausschuss ein Schreiben der Leiterin der Rheini-
schen Versorgungskassen und Direktorin des Landschaftsverbandes Rheinland zum 
Thema „Eventuelle Zusatzkosten bei freiwilligem vorzeitigem Ausscheiden von 
Hauptverwaltungsbeamten“ erreicht. 

Frank Herrmann (PIRATEN) bittet darum, die Beratung des Gesetzentwurfs der 
Fraktion der Piraten zurückzustellen, um noch etwas mehr Zeit für interfraktionelle 
Gespräche zu haben. Die Anhörung habe ein neutrales Bild bezüglich des Inhaltes 
des Gesetzentwurfes seiner Fraktion gegeben. Möglicherweise könnte man nach ei-
nigen Gesprächen zu einem gemeinsamen Entwurf kommen. 

Michael Hübner (SPD) merkt an, man habe den Kolleginnen und Kollegen schon im 
Vorfeld den Änderungsantrag übermittelt, aus dem hervorgehe, in welcher Art und 
Weise die Regierungskoalition gedenke, den in der Anhörung vorgebrachten sachli-
chen Bedenken näherzutreten. 

Man halte es weiterhin für ausdrücklich geboten und auch möglich, ein freiwilliges 
Rücktrittsrecht einzuräumen. Man wolle den Termin allerdings vom 31.10., der in der 
Anhörung für eine unglückliche Terminierung gehalten worden sei, auf den 30.11. 
verlegen. 
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Man habe des Weiteren diskutiert, wie das Verfahren bei Einzelbewerbern sinnvoll 
sei. Das betreffe auch die Frage, inwieweit es regelbar erscheine, wenn man als Ein-
zelbewerber zwar 83 % der abgegebenen Stimmen, aber nicht 25 % der Wahlbe-
rechtigten. Auch das habe man entsprechend vorgelegt. 

Es würde zukünftig keine gemeinsame Verantwortungswahrnehmung geben, wenn 
die Wahltermine weiterhin so auseinanderdriften würden, dies allerdings vor dem 
Hintergrund, dass es in der Vergangenheit Wahlen von Bürgermeistern außerhalb 
der Reihe gegeben habe. Wenn man diesen neunmonatigen Korridor jetzt beibehal-
ten würde, wäre es mit einer Zusammenlegung der Wahlen sehr schwierig, aber es 
sei noch schwieriger vor Ort in der Politik, wenn es bei ausgeschiedenen Bürger-
meistern über mehrere Monate zu Vakanzen im Amt komme, sofern man die Nach-
wahl entsprechend ausschließe.  

Man wolle es daher ermöglichen, dass die Bürgermeister, die außer der Reihe ge-
wählt worden seien, ausnahmsweise wieder gewählt werden können zu dem Zeit-
punkt, zu dem die Wahl nach Gesetz anstehe. Es sei aber auch klargestellt, dass es 
2020 auch wieder eine komplette Zusammenführung gebe, weil dann die Wahlzeit 
mit Blick auf die nächste Kommunalwahl ausgerichtet sei. Deshalb wolle man diese 
Neun-Monats-Frist in der Übergangsbestimmung entsprechend aufheben. Das be-
treffe sechs bis sieben Bürgermeister. Das betreffe kleinere Kommunen aus dem 
Städte- und Gemeindebund. Diese sachgerechte Überlegung aus der Anhörung ha-
be man aufgreifen wollen. 

Ansonsten habe man auch den einen oder anderen formalen Hinweis aufgegriffen 
und das im Änderungsantrag transparent begründet. 

Kai Abruszat (FDP) lenkt das Augenmerk auf die naturgemäß etwas andere Inter-
pretation der Anhörung seitens der Freien Demokraten, als es der geschätzte Vor-
redner Hübner dargestellt habe. Da man das Thema noch intensiv im Plenum disku-
tieren werde, wolle er sich auf die verfassungsrechtliche Bedenken und die beamten-
rechtlichen Klippen, die dieses freiwillige Niederlegungsrecht in sich berge, be-
schränken.  

An dieser Stelle sei die Anhörung sehr eindeutig gewesen. Insofern wäre es ein Ge-
bot der Klugheit, wenn man an dieser Stelle nicht mit dem Wahlrecht und dem Ver-
fassungsrecht balancierte und gleichzeitig die beamtenrechtlichen Fragen etwas ver-
nachlässigte. Die Regierungsfraktionen seien klug beraten, die Frage des Niederle-
gungsrechtes noch einmal zu bedenken. Alles Weitere werde man sicherlich im Ple-
num noch besprechen. 

Er wolle aber einen Punkt aus der Anhörung noch anführen. Es sei der Vertreter des 
Städtetages gewesen, der darauf hingewiesen habe, dass der im Gesetzentwurf ent-
haltene Ansatz nach dessen Eindruck zum einen verfassungsrechtliche und zum an-
deren beamtenrechtliche Probleme und Risiken in sich berge. Dem sei nichts hinzu-
zufügen.  

Und wenn ein Innenminister vor Beginn eines aus der Mitte des Parlamentes kom-
menden Gesetzgebungsverfahrens – das sei ja ein Gesetzentwurf der Regierungs-



Landtag Nordrhein-Westfalen - 10 - APr 16/191 

Ausschuss für Kommunalpolitik 08.03.2013 
18. Sitzung (öffentlich) rß-hoe 
 
 
fraktionen – ein Gutachten in Auftrag gebe, welches ebenfalls ein klares Ergebnis in 
diese Richtung spiegele – der Gutachter-Professor Morlock sei im Übrigen alles an-
dere als ein Haus- und Hofgutachter der Freien Demokraten –, müsse man das ernst 
nehmen und könne nicht einfach darüber hinweggehen.  

An diesen grundsätzlichen Kritikpunkten komme man nicht vorbei. Deswegen sei die 
Position der Liberalen an der Stelle klar. Näheres trage er dann im Plenum vor. 

André Kuper (CDU) führt aus, hinsichtlich der Zusammenfassung der Wahlperioden 
ab 2020 habe es in der Anhörung keine Bedenken gegeben. Auch hinsichtlich der 
Möglichkeit von Wahlzeiten – fünf oder sechs Jahre – sei kein Problem gesehen 
worden. Zu dem Aspekt, Hauptverwaltungsbeamte für acht Jahre zu wählen, habe es 
eine gemischte Meinung gegeben. Darüber hinaus habe es noch die Überlegung ge-
geben, die Wahlen durch eine Verkürzung oder Verlängerung der Wahlperiode zu-
sammenzulegen. Dazu habe es massive Bedenken gegeben. 

Schwerpunktmäßig diskutiere man heute zum einen über die freiwillige Niederlegung 
des Bürgermeisteramtes. Er teile hier die Einschätzung des Kollegen Abruszat be-
züglich der in der Anhörung geäußerten massiven verfassungsrechtlichen Bedenken. 
Es sei dem Bürger kaum nachvollziehbar darzustellen, wenn ein Hauptverwaltungs-
beamter heute den Rücktritt erkläre und morgen wieder antrete. Von daher sei auch 
im Änderungsantrag der CDU der Aspekt Sicherheit vor Schnelligkeit hervorgehoben 
worden. Wie man der Drucksache entnehmen könne, sei der Vorschlag bereits im 
Dezember letzten Jahres erarbeitet worden. Man wolle die Sicherheit in den Vorder-
grund stellen und deshalb erst 2020 zu einem gemeinsamen Wahltermin kommen. 

Im Änderungsantrag der CDU sei ein zweiter Aspekt angesprochen, nämlich die Ein-
führung einer Sperrklausel. Aus Sicht der CDU hielten die Sachverständigen grund-
sätzlich eine solche Sperrklausel für möglich, aber es sollte zuvor zumindest empi-
risch noch im Detail analysiert werden solle, ob man sie entsprechend durch pragma-
tische Störungen in den Kommunen beweisen und belegen könne. Das sei zum heu-
tigen Zeitpunkt nicht möglich. Von daher schlage er vor, diesen Teil des Antrags ru-
hend zu stellen, damit man noch miteinander erörtern könne, ob eine solche in der 
Zukunft, in welcher Form auch immer, möglich sei. 

Vorsitzender Christian Dahm weist darauf hin, dass der Antrag entweder nur kom-
plett abstimmt oder nur komplett zurückgezogen werden könne. 

Mario Krüger (GRÜNE) merkt an, man könne sicherlich das Thema Sperrklausel in-
tern näher diskutieren, wie es verfahrensmäßig geregelt werden solle. Dann müsse 
Herr Kuper aber noch einmal in sich gehen, damit man hier entsprechend damit um-
gehen könne. 

Was von den Piraten als neutrales Bild dargestellt worden sei, sei vonseiten der 
Sachverständigen mitnichten so dargestellt worden. Es habe nur einen einzigen 
Sachverständigen gegeben, der das Begehren der Piraten ein Stück weit gestützt 
habe; alle anderen hätten es abgelehnt. Aber wie gewünscht, könnte der Gesetzent-
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wurf erst einmal zurückgestellt und bei Gelegenheit noch einmal auf die Tagesord-
nung genommen werden. 

Mit dem gesamten Paket werde eine Situation bereinigt, die sich nicht bewährt habe 
und die insbesondere auch auf Wunsch der damaligen FDP-Fraktion zustande ge-
kommen sei. Wenn Herr Abruszat diese Vorlage nicht mittragen wolle, könne er das 
nachvollziehen; die FDP habe da eigene Interessen. Nicht ohne Grund sei das 
Kommunalwahlgesetz seinerzeit entsprechend abgeändert worden, sodass es nun 
einen Handlungsbedarf gebe, wieder zur Ursprungssituation zurückzukommen. Das 
sei ohne Zweifel klar. 

Die Hinweise zum Thema des einmaligen Niederlegungsrechts habe seine Fraktion 
im Rahmen der Anhörung zur Kenntnis genommen und sie auch kontrovers disku-
tiert, ob man diesen Weg gehen könne. Man habe ein großes Interesse daran, dass 
bezogen auf die Kommunalwahl 2014 wenigstens den Beteiligten die Chance gege-
ben werden müsse, eine Situation herzustellen, in der sowohl die Ratswahlen als 
auch die Wahlen der Hauptverwaltungsbeamten gemeinsam durchgeführt würden. 
Ein einmaliges Niederlegungsrecht habe es immer schon gegeben. Jeder kann 
sozusagen aus freiem Entschluss sein Mandat als Hauptverwaltungsbeamter jeder-
zeit niederlegen.  

Hier sei die Frage geregelt worden, wie man mit der beamtenrechtlichen Pensionssi-
tuation umgehe. Dazu habe man einen gangbaren Weg aufgezeigt. Man wolle nicht 
verkennen, dass in diesem Zusammenhang Bedenken von allen Beteiligten vorge-
tragen worden seien. Aber man könne das Ganze auch so interpretieren, dass keiner 
in diesem Zusammenhang von einem diametralen Widerspruch gesprochen habe, 
sodass es sich auf keinen Fall realisieren ließe. 

Hans-Willi Körfges (SPD) geht davon aus, dass man zu den hier angesprochenen 
Stellen sicherlich noch einen intensiveren Meinungsaustausch pflegen werde. Aller-
dings müsse man schon auf Folgendes hinweisen:  

Durch die Tatsache, dass zwei Sachverständige bei der mündlichen Anhörung für 
Rückfragen nicht anwesend seien, habe der Eindruck entstehen können, dass es 
durch die Bank an der Stelle verfassungsrechtlich erhebliche Bedenken gegeben ha-
be. Man habe sich die schriftlichen Stellungnahmen bezogen auf das Niederlegungs-
recht und die Fragen, die verfassungsrechtlich von Interesse gewesen seien, darauf-
hin intensiv angeschaut, ob ein zusätzlicher Anreiz geschaffen werde, der mit dem 
Anspruch derjenigen, die gewählt hätten, dann irgendwo in einem Widerspruch stehe 
und es dadurch verfassungswidrig werde.  

Das schriftliche Gutachten von Herrn Professor Wolf beschreibe den Maßstab seiner 
Fraktion an der Stelle. Man gehe davon aus, dass es ein hohes Interesse in der ge-
samten kommunalen Familie gebe, die Zusammenlegung der Wahltermine herbeizu-
führen, und das so schnell wie möglich. Insoweit sei die Frage, wer sich durch eine 
freiwillige Niederlegung beschwert fühlen könnte, für ihn auch eine juristische Spe-
zialität. Man glaube aber, dass man das in Verantwortung für die kommunale Ver-
antwortungsgemeinschaft auch juristisch vertreten und durchstehen werde. Darüber 
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hinaus wolle er in Bezug auf die FDP bemerken, dass es natürlich leichter sei, ein 
funktionierendes System kaputtzumachen, als es nachher wieder zu reparieren.  

##Insoweit komme er zu einem weiteren Punkt, der ihn wundere, dem er – da mache 
er ein Angebot seitens der SPD-Fraktion – auch nicht zu den Akten legen wolle. ## 

Das Thema „Sperrklausel“ erinnere ihn in Teilen an eine Echternacher Springprozes-
sion. Seine Fraktion habe immer gesagt, dass man vermute, dass die Funktionsfä-
higkeit von Räten, Kreistagen durch das Fehlen einer Sperrklausel beeinträchtigt 
würde. Das sei, als man seinerzeit als Mehrheitsfraktion initiativ geworden sei, unter 
Hinweis auf die eindeutige Rechtsprechung von CDU und FDP verneint worden. Da-
raufhin habe seine Fraktion vorgeschlagen, gemeinsam ein zusätzliches Gutachten 
zu beantragen, das die Funktionsstörungen vor Ort betrachte, die nach Einschätzung 
seiner Fraktion gegeben seien, um beurteilen zu können, ob es Aussicht auf Erfolg 
habe, eine solche Sperrklausel wieder einzuführen und wie hoch diese dann ange-
messenerweise sein könnte, um solche Funktionsstörungen – die nachzuweisen wä-
ren – irgendwo wirksam zu bekämpfen.  

Das sei ein Vorgang, der seinerzeit mangels parlamentarischer Unterstützung leider 
nicht entsprechend fortgesetzt worden sei. Wenn man sich an der Stelle allerdings 
wiedertreffen könne, um die damals unterbliebene Begutachtung in Auftrag zu ge-
ben, dann sei man bereit alles zu tun, um die Arbeitsfähigkeit unserer Räte, insbe-
sondere im Interesse derjenigen, die sich ehrenamtlich einsetzten, zu verbessern 
und die zum Teil verlorengegangene Funktionsfähigkeit wiederherzustellen. 

Er begrüße es, dass die Opposition mit der Koalition da im Gespräch bleiben wolle. 
Denn wenn man etwas an der Stelle machen wolle, müsse es angemessen und 
maßstäblich sein, um verfassungsrechtlichen Bedenken begegnen zu können. 

Zuletzt könne er aus Sicht seiner Fraktion sagen, dass man sich dem Wunsch der Pi-
raten nicht verschließen wolle. Da der Gesetzentwurf nun nicht mehr Gegenstand 
der aktuellen Beratung sei, werde man auch mit der nötigen Ruhe an die Sache her-
angehen, weil es an der einen oder anderen Stelle bezogen auf einen Fall in Nord-
rhein-Westfalen unter Umständen Möglichkeiten gebe, darüber noch einmal nachzu-
denken. Er wolle das ergebnisoffen halten und den Piraten ausdrücklich zusichern, 
dass man den Gesprächswunsch vonseiten der SPD-Fraktion wahrnehmen wolle. 

Der Änderungsantrag der CDU-Fraktion – siehe Anlage 1 zu 
TOP 1 – wird mit den Stimmen von SPD, GRÜNEN, FDP 
und PIRATEN gegen die CDU abgelehnt. 

Der Änderungsantrag von SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
– siehe Anlage 2 zu TOP 1 – wird mit den Stimmen von SPD 
und GRÜNEN gegen die Stimmen von CDU, FDP und PI-
RATEN angenommen. 

Der Gesetzentwurf von SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
Drucksache 16/1468 wird in der zuvor geänderten Fassung 
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mit den Stimmen von SPD und GRÜNEN gegen die Stim-
men von CDU und FDP bei Enthaltung der PIRATEN ange-
nommen. 

Beratung und Abstimmung über den Gesetzentwurf der Frak-
tion der PIRATEN Drucksache 16/120 wird auf Antrag der 
Fraktion der PIRATEN zurückgestellt.  
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Änderungsantrag der Fraktion der CDU 

 

 

zum Entwurf des Gesetzes zur Stärkung der kommunalen Demokra-

tie, Drs. 16/1468 

 

Der Gesetzentwurf erhält folgende Fassung: 

 

A Problem und Regelungsbedarf 

 

Mit der Kommunalverfassungsreform im Jahre 2007 wurden in Nordrhein-Westfalen 

mit der Verlängerung der Wahlzeit der Hauptverwaltungsbeamten auf sechs Jahre, 

gemäß § 65 Abs. 1 Gemeindeordnung Nordrhein Westfalen für Bürger- und Ober-

bürgermeister und gemäß § 44 Abs. 1 Kreisordnung Nordrhein-Westfalen für Landrä-

te, die Wahlen der Hauptverwaltungsbeamten von der allgemeinen Kommunalwahl 

entkoppelt (GV.NRW.S.380 vom 17.10.2007). Ziel der damaligen Regelung war es, 

der herausgehobenen Stellung von persönlich gewählten Hauptverwaltungsbeamten 

Rechnung zu tragen. Durch die eigenständige Wahl sollte insbesondere der Bürger-

meister/Landrat in seiner persönlichen und fachlichen Unabhängigkeit gestärkt wer-

den.  

 

Nachdem in Nordrhein-Westfalen die ersten isolierten Wahlen von Hauptverwal-

tungsbeamten stattfanden, zeigt sich jedoch ein massiver Rückgang der Wahlbeteili-

gung. Während bei den letzten gemeinsamen Kommunalwahlen von Räten und 
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Hauptverwaltungsbeamten am 30. August 2009 eine Wahlbeteiligung von 52,3% er-

reicht werden konnte, wurden bei den Wahlen zu Landräten, Oberbürgermeistern 

und Bürgermeistern wesentlich geringere Beteiligungsquoten erfasst. Bei der isolier-

ten Landratswahl im Kreis Minden-Lübbecke am 13.Mai 2007 wurde eine Wahlbetei-

ligung von 32% erzielt. Bei der Stichwahl des Landrats im Kreis Minden-Lübbecke er-

reichte die Wahlbeteiligung lediglich 27%. Bei der letzten isolierten Bürgermeister-

wahl in Duisburg wurden zunächst 32,8%, bei der anschließenden Stichwahl nur 

noch eine Wahlbeteiligung von 25,75 % erreicht. Der neue Oberbürgermeister Duis-

burgs benötigte dadurch lediglich rund 65.000 von insgesamt 365.000 Stimmen, um 

neuer Hauptverwaltungsbeamter der Stadt zu werden. Es wurde lediglich eine Legi-

timation durch 18% aller Wahlberechtigten erreicht.  

 

Durch diese geringe Anzahl an absoluten Stimmen, die zum Hauptverwaltungsamt 

legitimieren, wird das eigentliche Ziel der Entkoppelung der Wahlen, der herausge-

hobenen Stellung des Hauptverwaltungsbeamten Rechnung zu tragen, konterkariert. 

Durch die geringere Wahlbeteiligung erhalten die Bürgermister, Oberbürgermeister 

und Landräte nicht die demokratische Legitimation, die sie für ihre Stellung benöti-

gen.  

 

Um eine erhöhte demokratische Legitimation der gewählten Hauptverwaltungsbeam-

ten und der Ehrenamtler zu erreichen, ist daher ein gemeinsamer Kommunalwahl-

termin erforderlich. Dadurch wird zudem die kommunale Verantwortungsgemein-

schaft zwischen Hauptverwaltungsbeamten und kommunalen Räten und Kreistagen 

stärker betont. Bei der Harmonisierung der kommunalen Wahltermine wird die Ak-

zeptanz und Bedeutung der Kommunalwahlen gestärkt und die Wahlbeteiligung bei 

den gemeinsamen Kommunalwahlen erhöhen. 

 

Durch den Wegfall der 5%-Sperrklausel bei den Kommunalwahlen in Nordrhein-

Westfalen im Jahre 1999 besteht in den Räten und Kreistagen die Gefahr der Funk-

tionsunfähigkeit. In den Räten und Kreistagen in den Kommunen in Nordrhein-

Westflane ist eine zunehmende Zersplitterung der Parteienlandschaft zu verzeich-

nen, wenn wegen des Wegfalls der 5%-Klausel immer mehr Parteien, Wählerge-

meinschaften und Einzelbewerber Sitze in den kommunalen Vertretungen mit nur ge-
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ringen Stimmenanteilen erlangen. Die Anzahl der Fraktionen in den Räten und Kreis-

tagen erhöht sich, insbesondere in den kreisfreien Städten, wo bis zu 13 Fraktionen 

im Stadtrat vertreten sind. Auch die Anzahl der Einzelmandatsträger, die den Einzug 

in die kommunalen Vertretungen erreichen, erhöht sich seit dem Wegfall der Sperr-

klausel. Die Anzahl hat sich seit 1999 mehr als vervierfacht. Zudem genügen in klei-

neren Kommunen rund 160 Stimmen für den Einzug in ein kommunales Parlament.  

 

Durch den Anstieg der Anzahl der Fraktionen in den Räten und Kreistagen wird die 

Mehrheitsbildung empfindlich gestört. Die Folge ist, dass kommunale Parlamente 

immer weniger aktionsfähig sind. Die Fragmentierung der Räte führt zu geringer Effi-

zienz und zu einem Stillstand der Entscheidungen in den kommunalen Parlamenten. 

Dies führt auch zu einem Verlust an Attraktivität des kommunalpolitischen Ehrenam-

tes und zu einem Problem der Nachwuchsgewinnung.  

 

 

B Lösung 

Um die Zusammenlegung der Wahlen von Räten, Kreistagen, Bürgermeisterinnen 

und Bürgermeistern, Landräten und Landrätinnen zu erreichen, werden die Amtszei-

ten der kommunalen Vertretungen dauerhaft auf sechs Jahre verlängert und der 

Amtszeit der Hauptverwaltungsbeamten angepasst. Die Verbindung beider Wahlen 

wird erstmals im Jahr 2020 erreicht. Ab dem Jahr 2020 finden die allgemeinen Kom-

munalwahlen zu den Vertretungen der Gemeinden und Kreise und zu den Bezirks-

vertretungen kraft Gesetzes zeitgleich mit den Wahlen der kommunalen Hauptver-

waltungsbeamten statt.  

 

Um die Zusammenlegung der Wahlen zu erreichen ist es erforderlich, die Amtszeit 

der Bürgermeister und Landräte einmalig auf 5 Jahre zu reduzieren. Dies gilt für die 

nächste reguläre Amtszeit der Hauptverwaltungsbeamten ab dem Jahr 2015. Die 

Amtszeit der kommunalen Vertretungen wird bereits mit dem neuen regulären Wahl-

termin auf 6 Jahre verlängert. Die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen (GO NRW), die Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO 

NRW) und das Landeswahlgesetz Nordrhein-Westfalen (LWahlG NRW) werden ent-

sprechend geändert. Außerdem sind Übergangsregelungen erforderlich. 
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Um die Funktionsfähigkeit der kommunalen Vertretungen wiederherzustellen, wird 

eine angemessene 3%-Sperrklausel eingeführt. Die Stärkung der kommunalen De-

mokratie wird dadurch erreicht, dass die Räte und Kreistage wieder handlungsfähig 

sind, wenn eine Sperrklausel  die Fragmentierung der kommunalen Vertretungen 

stoppt. Mit übersichtlichen Mehrheiten ist es den kommunalen Vertretungen wieder 

möglich, ihren wesentlichen gesetzlich zugewiesenen Aufgaben nachzukommen.  

 

C Alternative 

Beibehaltung der Rechtlage. Ein Verzicht auf die Änderung würde bedeuten, dass 

die Hauptverwaltungsbeamten durch die geringere demokratische Legitimation auch 

politisch geschwächt werden.  

 

 

D Kosten 

Für den Landeshaushalt entstehen keine zusätzlichen Kosten.  

 

 

E Zuständigkeit 

Zuständig ist das Ministerium für Inneres und Kommunales. 

 

 

F Auswirkungen auf die kommunale Selbstverwaltung 

Die kommunale Demokratie wird gestärkt und dadurch die kommunale Selbstverwal-

tung.  

 

 

G Finanzielle Auswirkungen auf Unternehmen und private Haushalte 

Keine. 
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Gesetz zur Stärkung der kommunalen Demokratie   

 

Artikel 1  Änderung der Gemeindeordnung 

Die GO NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 ( GV. NRW. S. 

666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Dezember 2011 

(GV. NRW. S. 685), wird wie folgt geändert: 

1. § 36 Absatz 1 erhält folgende Fassung:  

 „(1) Für jeden Stadtbezirk ist eine Bezirksvertretung zu wählen. Die Mitglieder der 

Bezirksvertretungen werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und gehei-

mer Wahl auf die Dauer von sechs Jahren gewählt.“  

 

2. § 42 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Ratsmitglieder werden von den Bürgern in allgemeiner, unmittelbarer, freier, 

gleicher und geheimer Wahl für die Dauer von sechs Jahren gewählt. Die näheren 

Vorschriften trifft das Kommunalwahlgesetz.“  

 

3. § 65 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1  Satz 1 werden nach dem Wort „Mehrheitswahl“  die Wörter „zugleich 

mit dem Rat“ eingefügt.  

 

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"Scheidet der Bürgermeister durch Tod, Eintritt in den Ruhestand oder aus sonstigen 

Gründen vor Ablauf seiner Amtszeit aus dem Amt aus oder ist die Wahl eines Bür-

germeisters aus anderen Gründen während der Wahlperiode des neuen Rates erfor-

derlich, so findet die Wahl des Nachfolgers spätestens sechs Monate nach Aus-

scheiden des Bürgermeisters aus dem Amt statt." 

 

c) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Gemeinschaft“ durch das Wort „Union“ ersetzt. 

 

d) Es wird ein neuer Absatz 5 angefügt: 

„(5) Endet das Beamtenverhältnis des Bürgermeisters vor Ablauf seiner Amtszeit 

wird der Nachfolger bis zum Ende der nächsten Wahlperiode des Rates gewählt, es 
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sei denn, die Amtszeit des Nachfolgers beginnt innerhalb der ersten drei Jahre der 

Wahlperiode des Rates. In diesem Fall endet sie mit dem Ende der laufenden Wahl-

periode.“ 

 

 

Artikel 2 

Die Kreisordnung NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994(GV. 

NRW. S. 646), zuletzt geändert durch, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 

vom 13. Dezember 2011 (GV. NRW. S. 685), wird wie folgt geändert: 

1. § 27 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

 

„(1) Die Kreistagsmitglieder werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und 

geheimer Wahl für die Dauer von sechs Jahren gewählt. Die näheren Vorschriften 

trifft das Kommunalwahlgesetz.“ 

 

2. § 44 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Abs.1 Satz 1 werden nach dem Wort „Mehrheitswahl“ die Wörter „zugleich mit 

dem Kreistag“ eingefügt. 

 

b) Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Scheidet der Landrat durch Tod, Eintritt in den Ruhestand oder aus sonstigen 

Gründe vor dem Ablauf seiner Amtszeit aus dem Amt aus oder ist die Wahl eines 

Landrats aus anderen Gründen während der Wahlperiode des Rates erforderlich, so 

findet die Wahl des Nachfolgers spätestens sechs Monate nach Ausscheiden des 

Landrats aus dem Amt statt.“ 

 

c) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Gemeinschaft“ durch das Wort „Union“ ersetzt. 

 

d) Es wird ein neuer Absatz 5 angefügt: 

„(5) Endet das Beamtenverhältnis des Landrats vor Ablauf seiner Amtszeit wird der 

Nachfolger bis zum Ende der nächsten Wahlperiode des Kreistags gewählt, es sei 
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denn, die Amtszeit des Nachfolgers beginnt innerhalb der ersten drei Jahre der 

Wahlperiode des Kreistags. In diesem Fall endet sie mit dem Ende der laufenden 

Wahlperiode.“ 

 

 

Artikel 3  

Änderung des Kommunalwahlgesetzes  

Das Gesetz über die Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-Westfalen 

(Kommunalwahlgesetz) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998, zu-

letzt geändert durch Gesetz vom 3. Mai 2011 (GV. NRW. S. 238), wird wie folgt ge-

ändert: 

 

1. § 14 erhält folgende Fassung : 

  

„Festsetzung des Wahltags, Dauer der Wahlhandlung 

 (1) Wahltag ist ein Sonntag. Die allgemeinen Neuwahlen finden in dem Monat des 

sechsten Jahr auf das Wahljahr folgende Jahr statt, sie sollen am Tag der Wahl der 

kommunalen Hauptverwaltungsbeamten durchgeführt werden. Der Wahltag der all-

gemeinen Kommunalwahl wird vom Innenminister festgelegt und bekannt gemacht 

(Wahlausschreibung).  

(2) Die Wahlperiode endet bei allgemeinen Wahlen mit Ablauf des Monats, in dem 

die Wahl stattgefunden hat. Die neue Wahlperiode beginnt am ersten Tag des fol-

genden Monats. 

(3) Die Wahlzeit dauert von 8 bis 18 Uhr. Der Wahlausschuss der Gemeinde kann 

die Wahlzeit schon mit einem früheren Beginn festsetzen, wenn besondere Gründe 

es erfordern.“ 
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2. § 33 Abs. 1 erhält folgenden neuen Satz 2: 

 

„Er stellt dann fest, welche Parteien und Wählergruppen weniger als 3 vom Hundert 

der Gesamtstimmenzahl erhalten haben. Diese Parteien und Wählergruppen bleiben 

bei der Sitzverteilung unberücksichtigt.“ 

 

3. § 46c wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Absätze 2 bis 5 werden die Absätze 1 bis 4. 

 

 

Artikel 5 Übergangsregelungen 

 

Abweichend von den nach den Artikeln 1 bis 4 dieses Gesetzes zu bestimmen-

den Amtszeiten und Wahltagen gelten folgende Übergangsregelungen:  

 

§ 1 Festlegung von Wahltagen 

(1) Die allgemeinen Kommunalwahlen finden im Jahr 2014 in der Zeit zwischen dem 

1. April und dem 15 Juli statt, sie sollen am Tag der Wahl der Abgeordneten des 

Europäischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland durchgeführt 

werden. Der Wahltag wird vom für Inneres zuständigen Minister festgelegt und 

bekannt gemacht (Wahlausschreibung). 

(2) Die Nachfolger der bei Inkrafttreten dieses Gesetzes im Amt befindlichen Bür-

germeister und Landräte, deren Amtszeit am 20. Oktober 2014 endet, werden am 

28. September 2014 gewählt. 

(3) Die Wahl der Nachfolger der am 30. August 2009 gewählten Bürgermeister und 

Landräte, deren Amtszeit mit Ablauf des 20. Oktober endet, findet am 13. Sep-

tember 2015 statt, ihre Amtszeit beginnt am 21. Oktober 2015 und dauert 5 Jah-

re. 

(4) In der Zeit vom 13. Dezember 2014 bis zum Tag der Wahlen der Bürgermeister 

und Landräte am 13. September 2015 findet eine Wahl des Bürgermeisters oder 

Landrats nicht statt. 
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(5) In der Zeit vom 1. September 2019 bis zum Tag der allgemeinen Kommunalwah-

len im Jahr 2020 findet eine Wahl des Bürgermeisters oder Landrats nicht statt. 

 

§ 2 

Ende der Wahlperiode der im Jahr 2015 gewählten Bürgermeister und Landräte 

Die Wahlperiode der im Jahr 2015 gewählten Bürgermeister und Landräte endet mit 

Ablauf des Tages vor dem Beginn der Wahlperiode der im Jahr 2020 gewählten Ver-

tretungen. 

 

§ 3 

Ende der Amtszeit der gewählten Vertretungen in den Bezirksvertretungen, Rä-

ten und Kreistage, die ab Inkrafttreten dieses Gesetzes bis zum Termin der all-

gemeinen Kommunalwahl im Jahr 2014  ihr Amt antreten 

 

Die Amtszeit der gewählten Vertretungen in den Bezirksvertretungen, Räten und 

Kreistage, die ab Inkrafttreten dieses Gesetzes bis zum Termin der allgemeinen 

Kommunalwahl im Jahr 2014 ihr Amt antreten, endet mit Ablauf des Tages vor dem 

Beginn der Wahlperiode der im Jahr 2020 gewählten Vertretungen.  

 

§ 4 Nachfolge der Bürgermeister und Landräte, deren Amtszeit zwischen dem 

22. Oktober 2015 und dem Beginn der Wahlperiode der im Jahr 2020 gewählten 

Vertretungen endet 

Die Nachfolger der Bürgermeister und Landräte, deren Amtszeit zwischen dem 22. 

Oktober 2015 und dem Beginn der Wahlperiode der im Jahr 2020 gewählten Vertre-

tungen endet, werden bis zum Ablauf der nächsten Wahlperiode der kommunalen 

Vertretungen gewählt. In den Fällen, in denen die Amtszeit innerhalb der ersten drei 

Jahre der laufenden Wahlperiode des Rates beginnt, endet diese mit Ablauf des Ta-

ges vor dem Beginn der Wahlperiode der im Jahr 2020 gewählten Vertretungen. 

Artikel 6 

Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung  

Mit dem Gesetz zur Änderung der Kommunalverfassung vom 17.05.1994 wurde in 

Nordrhein-Westfalen für die Kommunalwahlen 1999 erstmals die Direktwahl der 

hauptamtlichen Bürgermeister, Oberbürgermeister und Landräte eingeführt. Die un-

mittelbare Volkswahl der Hauptverwaltungsbeamten sollte ihre demokratische Legi-

timation erhöhen und diente zugleich der Stärkung plebiszitärer Elemente. 

 

Mit dem GO-Reformgesetz vom 09.10.2007 wurde eine Abkoppelung der Bürger-

meister- und Landratswahlen von den allgemeinen Kommunalwahlen vollzogen, in-

dem die Amtszeiten der Bürgermeister und Landräte auf sechs Jahre verlängert wur-

den. Gleichzeitig wurde vorgesehen, die allgemeinen Kommunalwahlen zeitgleich mit 

den Europawahlen durchzuführen. 

 

Insofern soll durch den vorliegenden Gesetzentwurf die gemeinsame Wahl der 

Hauptverwaltungsbeamten mit den allgemeinen Kommunalwahlen wiederhergestellt 

werden. Dies macht es erforderlich, die Amtszeiten der kommunalen Räte und Kreis-

tage dauerhaft auf sechs Jahre zu verlängern. Um eine gemeinsame Wahl zu errei-

chen, soll der Wahltermin der Bürgermeister und Landräte dabei dynamisch an den 

allgemeinen Kommunalwahltermin auf Grundlage des Kommunalwahlgesetzes ge-

koppelt werden.  

 

Der Weg zu einer gemeinsamen Kommunalwahl ist auch erst im Jahr 2020 rechtmä-

ßig möglich. Alle anderen Wege über eine Verkürzung oder Verlängerung von beste-

henden Amtszeiten oder durch die Möglichkeit der freiwilligen Niederlegung bergen 

rechtliche Probleme. Für die Grundlagen der kommunalen Demokratie im Kommu-

nalwahlrecht ist aber eine verbindliche und rechtmäßige Variante zur Verbindung der 

Kommunalwahlen zwingend erforderlich. Dies bietet nur die gewählte Variante mit 

einer dauerhaften Verlängerung der Amtszeit der kommunalen Vertretungen und ei-

ner einmaligen fünfjährigen Amtszeit der Hauptverwaltungsbeamten für die Wahl im 

Jahr 2015.  

 

Indem der Landesgesetzgeber die zeitlichen Grenzen der Befugnis der Organe sei-

ner eigenen Selbstverwaltungseinheit lediglich um ein Jahr ausdehnt,  soll durch ei-
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nen einheitlichen Kommunalwahltermin auch eine höhere Wahlbeteiligung erreicht 

werden. Ein „Mehr“ an Wählerwillen und Partizipation für die Kommunalwahl zu er-

reichen ist durch einen einheitlichen Wahltermin gewährleistet. Der Landesgesetzge-

ber hat den aus dem Demokratieprinzip abgeleiteten Ermessensspielraum, den Ab-

stand der Wahlen der Kommunalvertretungen auch im Abstand von 6 Jahren zuzu-

lassen. Dies ist, vor dem Hintergrund der positiven praktischen Erfahrungen durch 

die Amtszeitverlängerung bei den Hauptverwaltungsbeamten auf sechs Jahre,  eine 

angemessene Verlängerung, um das Ziel der Verbindung der Wahltermine zu errei-

chen. Gleichzeitig wird den kommunalen Vertretungen kontinuierliches Arbeiten er-

möglicht. Eine längere Wahlperiode gibt den gewählten Vertretern ausreichend Zeit 

zur Umsetzung von geplanten Vorhaben.  

 

Die Verlängerung der laufenden Amtszeit der Ratsmitglieder und Kreistagmitglieder 

um 1 Jahr  ist als bescheidene Verlängerung der Wahlperiode zulässig. Sie folgt dem 

Beispiel des Landes Bayern, wo eine gemeinsame sechsjährige Amtszeit von kom-

munalen Vertretungen und Hauptverwaltungsbeamten gute langjährige Praxis ist. 

Die Erfahrungen aus Bayern zeigen, dass eine Stärkung der Stellung der Räte erfolgt 

ist. Durch mehr  Erfahrung durch längere Amtszeiten wird ein Mehr an Fachkenntnis 

gegenüber der Verwaltung erreicht und dadurch die kommunale Selbstverwaltung in 

den Räten gestärkt.  

 

Eine Verkürzung der Amtszeit der Hauptverwaltungsbeamten, zur Erreichung des 

Ziels gemeinsamer Wahltermine, stünde dem Ansinnen entgegen Kontinuität in der 

Amtsführung zu erreichen. Durch die Anpassung der Amtszeit der Räte ist dies gesi-

chert und zeitgleich wird die Gemeinschaftsaufgabe „Kommunalverwaltung“ auch 

durch die gemeinsamen Wahltermine und Amtszeiten dokumentiert.  

 

Vor dem Hintergrund der schwierigen finanziellen Situation der nordrhein-

westfälischen Kommunen ist die Verringerung der finanziellen Belastungen der Ge-

meinden durch die parallele Abhaltung der beiden Wahlen ein wichtiges Ergebnis 

dieser Wahlzeitenverlängerung. Zusätzlich findet eine Stärkung des gemeinsamen 

Wahltermins statt, indem sowohl die allgemeine Kommunalwahl, als auch die Wahl 
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zu den Hauptverwaltungsbeamten aufgewertet wird und dadurch die Bedeutung der 

Kommunalwahlen gestärkt wird. 

 

Bis zum Jahr 1999 galt in Nordrhein-Westfalen bei den allgemeinen Kommunalwah-

len eine Sperrklausel in Höhe von 5%. Nachdem der Verfassungsgerichtshof Nord-

rhein-Westfalen mit Urteil vom 6. Juli 1999 erklärte, die 5%-Hürde im nordrhein-

westfälischen Kommunalwahlgesetz sei verfassungswidrig, wurde diese nur wenig 

später für Nordrhein-Westfalen abgeschafft. Ebenfalls für verfassungswidrig erklärt 

wurde die im Jahr 2007 eingeführte Mindestsitzanteilsregelung. Auch diese Hürde für 

Kommunalwahlen wurde vom Gesetzgeber anschließend abgeschafft.  

 

In beiden Fällen stellte der Verfassungsgerichtshof fest, dass eine Sperrklausel nicht 

grundsätzlich unzulässig sei. Der Gesetzgeber habe vielmehr die drohende Funkti-

onsunfähigkeit der Kommunalvertretungen darzustellen, anhand tatsächlicher Ent-

wicklungen, die ohne eine Sperrklausel eintreten oder eintreten werden. 

 

In Nordrhein-Westfalen, mit seiner besonderen Struktur, besteht eine große Gefahr 

der Funktionsstörung in den Räten dadurch, dass es keine Speerklausel bei Kom-

munalwahlen mehr gibt. Die Einführung einer angemessenen und verhältnismäßig 

geringen Sperrklausel von 3% würde zwar in die Chancengleichheit aller Parteien 

eingreifen, wäre aber gerechtfertigt. Gerechtfertigt wird der Eingriff in die Wahl-

rechtsgleichheit und Chancengleichheit der Parteien und Wählergemeinschaften 

durch eine dann gestärkte kommunale Demokratie. Dadurch die Aufhebung der 

Sperrklausel wurden die kommunalen Vertretungen derart fragmentiert, dass eine 

flächendeckende Funktionsstörung und Störung der kommunalen Arbeit der Räte 

vorliegt. Bei einer immer weiter steigenden Anzahl an Fraktionen und Wählergruppen 

in den Räten und Kreistagen besteht die konkrete Gefahr, dass in den kommunalen 

Parlamenten die gesetzlich zugewiesenen  kommunalen Aufgaben nicht mehr voll-

bracht werden.  

 

Eine Sperrklausel verringert die Anzahl der Fraktionen und Einzelmandatsträger und 

sorgt so für eine verbesserte Arbeitsstruktur. Mehrheiten können wieder gefunden 

Landtag Nordrhein-Westfalen                               -42- APr 16/191

Anlage 1 zu TOP 1, Seite 12



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN – 16. Wahlperiode Drucksache 16/ 

 13 

werden, so dass auch notwendige Entscheidungsprozesse angeregt und beendet 

werden.  

 

Der Verzicht auf eine einheitliche, flächendeckend für alle Gebietskörperschaft gel-

tende Hürde sorgt zudem dafür, dass mit einem unterschiedlichen Stimmengewicht 

ein Sitz erlangt werden kann. In Nordrhein-Westfalen sind von 1,2% bis zu 3% der 

Stimmen für einen Sitz in einer kommunalen Vertretung notwendig. Diese Ungleich-

heit im Erfolgswert der Stimmen würde durch eine einheitliche Sperrklausel behoben.  

 

Durch die verbesserten Arbeitsbedingungen in den Räten und Kreistagen kann zu-

dem auch das Ehrenamt attraktiver gestaltet werden. Kürzere Sitzungen, schnellere 

Entscheidungen und funktionierende Gremientätigkeit sorgen für eine bessere Ver-

einbarkeit der kommunalen ehrenamtlichen Ratstätigkeit mit der Arbeit. Dadurch ge-

lingt es auch den Nachwuchs und breitere Arbeits- und Gesellschaftsschichten anzu-

sprechen und für kommunale Ratstätigkeiten zu gewinnen.  

 

 

 

Begründung im Einzelnen 

 

 

Zu Artikel 1 (Änderung der Gemeindeordnung) 

 

Zu Nummer 1  (§36 Absatz 1) 

In Absatz 1 Satz 1 wird die Wahlzeit der Bezirksvertretungen auf sechs Jahre festge-

legt, entsprechend der Neuregelung in § 42 für die kommunalen Vertretungen in den 

Gemeinderäten.  

 

Zu Nummer 2 (§42 Absatz 1) 

Die Wahlen der Bürgermeister werden mit den Wahlen der kommunalen Vertretun-

gen verbunden. Durch eine einheitliche Amtszeit von Räten und Bürgermeistern von 

sechs Jahren, wird ein einheitlicher Wahltermin von (Ober-) Bürgermeisterwahlen 

und allgemeinen Kommunalwahlen normiert. Erforderlich ist dafür, dass eine Anglei-

chung der Amtszeiten bzw. Wahlperioden erfolgt. Die sechs-jährige Amtszeit der 

Hauptverwaltungsbeamten hat sich in der kommunalen Praxis bewährt und sorgte für 

ein kontinuierliches Arbeiten. Dies wird durch die Neuregelug auf die kommunalen 

Vertretungen übertragen und die Amtszeit entsprechend dauerhaft verlängert.  

Zu Nummer 3 ( §65) 
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a) Da die Bürgermeister- und Ratswahlen wieder zeitgleich stattfinden, wird der 

Zeitpunkt der Bürgermeisterwahl nach den Vorschriften des Kommunalwahlge-

setzes bestimmt (§ 14 KWahlG). Eine eigenständige Regelung für den Zeitpunkt 

der regelmäßigen Wahl der Bürgermeister ist damit hinfällig.  

 

b) Weiterhin erforderlich ist jedoch die Festlegung eines Wahlzeitkorridors für die 

Fälle des vorzeitigen Ausscheidens von Bürgermeistern während der laufenden 

Amtszeit. Satz 2 hält insofern eine Frist von sechs Monaten weiterhin  

für ausreichend. 

 

Die Änderung wird nach einer mehrjährigen Übergangsphase (s. Artikel 5) erst-

malig bei den allgemeinen Kommunalwahlen im Jahr 2020 wirksam.  

 

c) Redaktionelle Änderung. 

 

d) In Absatz 5 wird eine Regelung getroffen für den Fall, dass ein amtierender Bür-

germeister vor Ablauf seiner Amtszeit ausscheidet. Künftig wird die Amtszeit ei-

nes während der laufenden Wahlperiode nachzuwählenden Hauptverwaltungs-

beamten davon abhängig gemacht, wie lange die laufende Wahlperiode bereits 

andauert. Hat sie  zwei Jahre oder weniger betragen, bleibt es beim Gleichklang 

der Amtszeiten und Wahlperioden von Hauptverwaltungsbeamten und Rat. Hat 

die laufende Wahlperiode hingegen mehr als zwei Jahre betragen, so wird zur Si-

cherung der kontinuierlichen Arbeit ein nachzuwählender Hauptverwaltungsbe-

amter für den Rest der laufenden Wahlperiode der kommunalen Vertretungen zu-

züglich der darauffolgenden Wahlperiode gewählt. 

 

 

Zu Artikel 2 (Änderung der Kreisordnung) 

 

Zu Nummer 1 (§ 27 Absatz 1) 

Die Änderung erfolgt parallel zur Änderung des Artikel 1 Nummer 1 zu § 42, 36 GO 

NRW. Auf die Ausführungen in der Begründung zu Artikel 1 Nummer 1 und 2 zu § 

42, 36 GO NRW wird Bezug genommen. 

 

Zu Nummer 2 (§ 44) 

Die Änderung erfolgt parallel zur Änderung des Artikel 1 Nummer 3 zu § 65 GO 

NRW. Auf die Ausführungen in der Begründung zu Artikel 1 Nummer 3 zu § 65 GO 

NRW wird Bezug genommen. 
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Zu Artikel 3 (Änderung des Kommunalwahlgesetzes) 

 

Zu Nummer 1 (§14): 

Die Wahlen der kommunalen Vertretungen sowie der Bürgermeister und Landräte 

sollen künftig nicht mehr zeitgleich mit der Wahl der Abgeordneten des Europäischen 

Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland, sondern ab 2020 alle sechs Jahre   

stattfinden. Die Festlegung eines Zeitraumes, in dem die allgemeinen Kommunal-

wahlen stattfinden sollen, wird daher aufgegeben. 

 

Weiterhin sind redaktionelle Änderungen vorgesehen.  

 

Erstmals im Hinblick auf die Zusammenlegung der Bürgermeister- und Landratswah-

len mit den allgemeinen Kommunalwahlen im Jahr 2020 wird auch der Tag der Wahl 

der Bürgermeister und Landräte nach § 46b i.V.m. § 14 Abs. 1 Satz 2 KWahlG  wie-

der vom für Inneres zuständigen Minister auf den Tag der allgemeinen Kommunal-

wahl festgelegt. Insoweit ist dann kein Raum mehr für eine gesonderte Festlegung 

des Wahltermins für Bürgermeister- und Landratswahlen durch die jeweilige Auf-

sichtsbehörde der Gemeinde oder des Kreises. § 46c Abs. 1 Satz 2 KWahlG, der 

ohne Einschränkung die Befugnis der Aufsichtsbehörde zur Festlegung des Wahl-

tags einer Bürgermeister- oder Landratswahl erlaubt, ist daher zu streichen. Die Auf-

sichtsbehörde hat allerdings den Tag einer einzelnen Neuwahl nach § 46b i.V.m. § 

14 Abs. 1 Satz 3 KWahlG festzulegen.  

 

Zu Nummer 2 (§33):  

 

Die Änderung des § 33 Kommunalwahlgesetz führt zu der Einführung einer kommu-

nalwahlrechtlichen Sperrklausel in Nordrhein-Westfalen in Höhe von 3 Prozent.  

 

Bis zum Jahr 1999 galt in Nordrhein-Westfalen bei den allgemeinen Kommunalwah-

len eine Sperrklausel in Höhe von 5 Prozent. Der Verfassungsgerichtshof Nordrhein-

Westfalen erklärte im Juli 1999 die Sperrklausel bei Kommunalwahlen für verfas-

sungswidrig. Auf Grund des Urteils wurde die Sperrklausel durch das Gesetz zur Än-

derung wahlrechtlicher Vorschriften vom 14. Juli 1999 (GV.NRW.S412) ersatzlos ge-

strichen. 

 

Die Anordnung einer Sperrklausel durch den Gesetzgeber bedeutet die Durchbre-

chung der formalen Wahlrechtsgleichheit und der Chancengleichheit. Eine Sperr-

klausel ist nach dem Urteil des Verfassungsgerichtshofs aber nicht per se unzuläs-

sig. Sie bedarf zu ihrer Rechtfertigung eines zwingenden Grundes. Als solcher ist die 

Gewährleistung der Funktionsfähigkeit der zu wählenden kommunalen Vertretungen 

in Nordrhein-Westfalen gegeben. Die Streichung der Sperrklausel führte in Nord-

rhein-Westfalen zu einer Zersplitterung der kommunalen Vertretungen und damit zu 
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einer Gefährdung effizienter kommunaler Selbstverwaltung, weil die Bildung belast-

barer Mehrheiten enorm erschwert wurde.  

 

Die Einführung einer 3-prozentigen Sperrklausel für die Wahl der Gemeindevertre-

tungen bewirkt, dass Parteien und Gruppen, die diese Hürde nicht überwinden, bei 

der Zusammensetzung des entsprechenden Organs nicht berücksichtigt werden. 

Diese Durchbrechung des Gebots des gleichen Erfolgswerts einer Stimme und die-

ser Eingriff in die Chancengleichheit und Wahlgleichheit der Parteien ist gerechtfer-

tigt durch das Ziel, die Funktionsfähigkeit der Räte und Kreistage zu sichern. Durch 

die Einführung einer angemessenen und niedrigen Hürde von 3 Prozent wird die Er-

folgswertgleichheit modifiziert, um die kommunale Selbstverwaltung zu stärken und 

um die Gefahr abzuwenden, dass die kommunalen Vertretungen ihre gesetzlich zu-

gewiesenen Aufgaben in Zukunft nicht mehr erfüllen können.  

 

Trotz der gestärkten personenbezogenen Elemente des direkten Mehrheitswahl-

rechts, zum Beispiel durch die Direktwahl der Bürgermeister und Landräte, ist die 

störungsfreie Funktion der kommunalen Vertretungen durch die instabilen Zusam-

mensetzungen der Vertretungen in Gefahr. Die kommunalen Vertretungen haben in 

Nordrhein-Westfalen weiterhin eine Allzuständigkeit und sind für alle Angelegenhei-

ten der Gemeindeverwaltung zuständig. Daher ist es unerlässlich, dass die Gemein-

devertretungen in der Lage sind, die ihnen per Verfassung zugewiesenen Aufgaben 

erledigen zu können. Bei der derzeitigen Fragmentierung aber ist diese Arbeitsweise 

in Zukunft nicht mehr zu gewährleisten.  

 

Eine Sperrklausel, in angemessener Höhe, schützt präventiv die Funktionsfähigkeit 

der Selbstverwaltung, da Splitterparteien durch eine Sperrklausel bei niedrigen 

Stimmenanteilen bei der Sitzverteilung unberücksichtigt bleiben. Splitterparteien ent-

stehen und erlangen nach der geltenden Rechtslage bereits mit geringen Stimmen-

anteilen Sitze in den kommunalen Vertretungen. Dabei sind Splitterparteien häufig 

Klientelparteien, die nicht das Gemeinwohl im Sinn haben.  

 

Insbesondere aufgrund der regionalen Besonderheiten in Nordrhein-Westfalen, mit 

einer Vielzahl von Großstädten, ist die Gefährdung der Funktionsfähigkeit der kom-

munalen Vertretungen groß. Denn die in großen Gemeinden gestellten Aufgaben 

können meist nur in verstärkter Zusammenarbeit mit den übrigen Gemeinden und 

dem Land gelöst werden. Diese Aufgabe wird aber durch die Zersplitterung der Par-

teienlandschaft nachhaltig und zusätzlich erschwert und dadurch die Aufgabenerfül-

lung insofern gefährdet. Im Rat der Stadt Duisburg befinden sich 11 Fraktionen und 

Wählergruppen, im Dortmunder Rat 10 Fraktionen und Gruppen. Bereits im Jahr 

2009 stellte Prof. Dr. Bogumil von der Ruhr-Universität Bochum bei der Untersu-

chung der Auswirkungen des Wegfalls der Sperrklausel auf kreisfreie Kommunen 

und große Kommunen fest, dass die Zahl der Ratsfraktionen sowie Gruppierungen 

und Einzelbewerber durchschnittlich um jeweils 4 pro Stadt zunahm. Ergebnis der 
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Kommunalwahl 2004 war, dass rund 8 Fraktionen in Großstadt-Räten (max. 13) sit-

zen. Dadurch wird die Bildung von Mehrheiten wird erschwert. Dies sorgt für eine 

maßgebliche Verlängerung der Ratssitzungen, wodurch die Gefährdung aktionsfähi-

ger kommunaler Parlamente gegeben ist. Landesweit erhöhte sich die Anzahl ver-

schiedener Parteien und Wählergruppen  von 16 auf 21, und auch die Anzahl der 

Wählergruppen und Einzelbewerber stieg mit der Kommunalwahl 2009 abermals an 

von 1424 auf 1518. 

 

Um den Gefahren der Zersplitterung zu begegnen ist eine 3%-Sperrklausel ausrei-

chend. Auch mit einer niedrigeren als der üblichen 5%-Klausel kann den Gefahren 

für die kommunale Selbstverwaltung ausreichend begegnet werden, die Chancen für 

Neugründungen und für eine pluralistische Parteienlandschaft aber bestehen weiter. 

Die Höhe der Sperrklausel sollt jedoch in regelmäßigen Abständen von einer unab-

hängigen Kommission überprüft werden.  

 

Bereits die Auswahl der Wahlauszählungsverfahren sorgt für eine faktische Sperr-

klausel, die je nach Gemeindegröße, Wahlbeteiligung und Wahlergebnis zu einer  

unterschiedlich hohen faktischen Mindeststimmenhürde führt. So reichten in der Ge-

meinde Ense bereits 162 Stimmen für ein Mandat, während in größeren Kommunen 

wesentlich höhere Stimmenanteile notwendig sind, um einen Sitz in einer kommuna-

len Vertretung zu erlangen. Auch die erforderlichen Stimmenanteile variieren von 

knapp 1% bis zu rund 3%. Diese Ungleichbehandlung kann durch eine starre Hürde 

beseitigt werden.  

 

 

Zu Nummer 3 (§46): 

Wegen der Streichung von § 46c Abs. 1 Satz 2 KWahlG hat die Bestimmung in § 46c 

Abs. 1 Satz 1, wonach der Wahltag ein Sonntag ist, keine eigenständige Bedeutung 

mehr. Bei einer Streichung des Satzes 1 ergibt sich der Regelungsgehalt aus § 46b 

i.V.m. § 14 Absatz 1 Satz 1 KWahlG. § 46c Absatz 1 kann daher insgesamt aufge-

hoben werden.  

 

Redaktionelle Änderung. 

 

 

 

Zu Artikel 5 (Übergangsregelungen zum Kommunalwahlgesetz und zur Ge-

meindeordnung) 

 

Angesichts der Vielzahl möglicher Konstellationen bis zur Herstellung der Konkor-

danz zwischen den Wahlperioden der kommunalen Vertretungen und den Amtszei-

ten der Hauptverwaltungsbeamten im Jahr 2020 sind ausdifferenzierte Übergangsre-

gelungen erforderlich.  
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Zu § 1 

Absatz 1 regelt, dass im Jahr 2014 die allgemeinen Kommunalwahlen letztmalig am 

Tag der Wahl der Abgeordneten des Europäischen Parlaments aus der Bundesre-

publik Deutschland durchgeführt werden. Ab dem Jahr 2020 sollen die allgemeinen 

Kommunalwahlen alle sechs Jahre stattfinden. 

 

Die Regelung in Absatz 2 gilt für Nachfolger der bei Inkrafttreten dieses Gesetzes im 

Amt befindlichen Bürgermeister und Landräte, deren Amtszeit am 20. Oktober 2014 

endet. Diese Personen wurden in der bis zum Oktober 2007 geltenden Fassung der 

Gemeinde- und Kreisordnung bis zum Ende der Wahlperiode der kommunalen Ver-

tretungen im Jahr 2014 gewählt. 

 

Absatz 3 ist erforderlich, damit - unter Berücksichtigung einer etwaigen Stichwahl am 

27. September 2015 und der Herbst-Schulferien vom 5. bis 17. Oktober 2015 - die 

neu gewählten Bürgermeister und Landräte ihr Amt am 21. Oktober 2015 unmittelbar 

nach dem Ausscheiden ihrer am 30.08.2009 gewählten und ab 21.10.2009 amtie-

renden Amtsvorgänger antreten können (vgl. § 119 Abs. 3 Satz 1 LBG). Mit dem ge-

setzlich auf den 13. September 2015 festgelegten, vom für Inneres zuständigen Mi-

nister bekannt zu machenden Wahltermin wird zudem dem Umstand Rechnung ge-

tragen, dass die bisherigen Regelungen des § 65 Abs. 1 Satz 2 GO und des § 44 

Abs. 1 Satz 2 KrO, wonach jeweils die Aufsichtsbehörde den Wahltag frühestens drei 

Monate vor und spätestens sechs Monate nach Ablauf der Amtszeit des amtierenden 

Bürgermeisters bzw. Landrats festzulegen hat, mit dem Gesetzentwurf aufgehoben 

wird. 

 

Nach Absatz 4 soll in Anlehnung an Artikel 1 Nr. 3 (§ 65 Absatz 6 GO) ab dem 13. 

Dezember 2014 keine einzelne Neuwahl eines Hauptverwaltungsbeamten mehr 

stattfinden. 

 

Nach Absatz 5 soll - ebenfalls in Anlehnung an Artikel 1 Nr. 3 (§ 65 Absatz 6 GO) - 

ab dem 1. September 2019 bis zur allgemeinen Kommunalwahl im Jahr 2020 keine 

einzelne Neuwahl eines Hauptverwaltungsbeamten mehr stattfinden.  

 

 

Zu § 2 

Die Wahlen der kommunalen Vertretungen sowie der Bürgermeister und Landräte 

sollen ab dem Jahr 2020 zeitgleich stattfinden. Dazu wird die Wahlperiode der im 

Jahr 2015 gewählten kommunalen Vertretungen einmalig auf ca. 5 Jahre verkürzt.  
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Zu § 3 

Diese Regelung gilt für die gewählten kommunalen Vertretungen in den Räten und 

Kreistagen, deren Amtszeit zwischen dem Inkrafttreten dieses Gesetzes und dem 21. 

Oktober 2015 beginnt. 

 

 

Zu § 4 

Diese Übergangsregelung gilt für die Nachfolger der bei Inkrafttreten dieses Geset-

zes im Amt befindlichen Bürgermeister und Landräte, die nach dem bis zum Inkraft-

treten dieses Gesetzes geltendem Recht für die Dauer von sechs Jahren gewählt 

wurden und deren Amtszeit nach dem 21. Oktober 2015 endet. Die Dauer der Amts-

zeit dieser Nachfolger ist - wie auch in dem neuen § 65 Absatz 5 GO - abhängig von 

dem jeweiligen Beginn der Amtszeit (s. Begründung zu Artikel 1 Nummer 3). In An-

lehnung an die Intention dieser Vorschrift, wonach ein Hauptverwaltungsbeamter 

auch für die nächste Wahlperiode der Vertretungen gewählt wird, wenn die laufende 

Wahlperiode nicht mehr länger als drei Jahre dauert, wird hier eine vergleichbare 

Regelung getroffen:  

 

Aufgrund der sechsjährigen Wahlperiode der 2014 zu wählenden Vertretungen bleibt 

derjenige bis zum Ablauf der laufenden Wahlperiode der Vertretungen im Jahr 2020 

im Amt, der innerhalb der ersten drei Jahre der Wahlperiode des Rates sein Amt an-

tritt. Wer sein Amt danach antritt, dessen Amtszeit endet mit dem Ablauf der nächs-

ten Wahlperiode im Jahr 2025. 
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Änderungsantrag 
 
 
der Fraktion der SPD und 

der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

 

zum Gesetzentwurf der Fraktion der SPD, der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN für ein „Gesetz zur Stärkung der kommunalen Demokratie“ - 

Drucksache 16/1468 - 

 

 

Die Fraktion der SPD und die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beantragen, den 

Entwurf für ein "Gesetz zur Stärkung der kommunalen Demokratie“ wie folgt zu 

ändern: 

 

 

Artikel 3 Änderung des Kommunalwahlgesetzes  (KWahlG NRW) 

 

§ 46c KWahlG - wird wie folgt geändert: 

 

In § 46c Absatz 1 Satz 3 werden hinter dem Wort "hat" die Wörter   

"und dabei mindestens 25 vom Hundert der Wahlberechtigten für ihn gestimmt 

haben" gestrichen. 

 

 

 

Artikel 4 Änderung des Landesbeamtengesetzes (LBG) 

 

§ 119 - Bürgermeister und Landräte - wird wie folgt geändert: 

 

In § 119 Absatz 9 wird die Paragraphenangabe "§ 24" der Klammerzusatz "(9)" 

vorangestellt. 

 

 

 

Artikel 5 Übergangsregelungen zum Kommunalwahlgesetz, zur 

Gemeindeordnung und zur Kreisordnung 

 

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

 

"Artikel 5 Übergangsregelungen zum Kommunalwahlgesetz, zur 

Gemeindeordnung, zur Kreisordnung und zum Landesbeamtengesetz" 

 

Tischvorlage 
für die Sitzung des Ausschusses für Kommunalpolitik 

am 08.03.2013 
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2.  § 5 - Einmaliges Niederlegungsrecht für Bürgermeister und Landräte - wird 

wie folgt geändert:  

 

Im 1. Halbsatz  wird hinter dem Datum "20. Oktober 2015" der Klammerzusatz 

"(einschließlich)" eingefügt; das Datum "31.10.2013" wird ersetzt durch das Datum 

"30.11.2013". 

 

 

Artikel 6 Inkrafttreten 

 

Artikel 6 wird um folgenden Satz 2 ergänzt: 

  

Abweichend von Satz 1 treten § 65 Abs. 6 der Gemeindeordnung und § 44 Absatz 6 

der Kreisordnung am Tage nach dem Wahltag für die allgemeinen Kommunalwahlen 

des Jahres 2014  in Kraft. 

 

 

 

 

Begründung 

 

Der vorliegende Gesetzentwurf, der mit der Zusammenlegung der allgemeinen 

Kommunalwahlen mit den Wahlen der Hauptverwaltungsbeamten auf eine Stärkung 

der kommunalen Demokratie abzielt, wird in seiner Zielrichtung ausdrücklich begrüßt. 

Allerdings besteht weiterer Änderungsbedarf, der in diesem Änderungsantrag 

berücksichtigt werden soll.  

 

 

Zu Artikel 3 (Änderung des Kommunalwahlgesetzes) 

 

- § 46c Absatz 1 Satz 3 KWahlG - 

 

Seit der Einführung der Direktwahl der kommunalen Hauptverwaltungsbeamten ist in 

§ 46c KWahlG vorgesehen, dass ein konkurrenzloser Einzelbewerber für eine 

erfolgreiche Wahl nicht nur die Mehrheit der gültigen Stimmen benötigt, sondern 

darüber hinaus mindestens 25 % der Wahlberechtigten für ihn gestimmt haben 

müssen. Hiermit sollte eine hinreichende demokratische Legitimation auch des 

Einzelbewerbers sichergestellt werden. 

Dieses zusätzliche Quorum erscheint für die in der Praxis seltenen Fälle einer 

Einzelbewerbung aus heutiger Sicht entbehrlich. Bei Wettbewerbskandidaturen ist es 

weder für die Haupt- noch für die Stichwahl vorgesehen, so dass derzeit eine 

rechtfertigungsbedürftige Schlechterstellung des Einzelbewerbers unter dem Aspekt 

der Wahlrechtsgleichheit gegeben ist. Dabei stellt sich auch die Frage nach der 
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Erfolgswertgleichheit der Wählerstimmen im Verhältnis von Alleinbewerbung und 

Wettbewerbskandidatur.  

Demokratischen Anforderungen wird über das weiterhin geltende Mehrheitsprinzip 

entsprochen, wie es beispielsweise in Ländern wie Baden-Württemberg und Bayern 

mit langjähriger Direktwahltradition für ausreichend erachtet wird. Die mit dem 

Gesetzesantrag angestrebte Zusammenführung der allgemeinen Kommunalwahlen 

mit den Wahlen der Hauptverwaltungsbeamten lässt im Übrigen erwarten, dass die 

Wahlbeteiligung bei allen Wahlen ein Niveau erreicht, das auch Zweifel an der 

demokratischen Legitimation eines mehrheitlich gewählten Einzelkandidaten für das 

Amt des Bürgermeisters bzw. Landrats beseitigt. 

 

 

Zu Artikel 4 (Änderung des Landesbeamtengesetzes) 

 

§ 119 - Bürgermeister und Landräte 

 

Redaktionelle Änderung 

 

 

Zu Artikel 5 (Übergangsregelungen zum Kommunalwahlgesetz, zur 

Gemeindeordnung und zur Kreisordnung) 

 

1. Redaktionelle Änderung 

 

2. § 5 - Einmaliges Niederlegungsrecht für Bürgermeister und Landräte  

 

Im Ersten Halbsatz erfolgt zunächst die Klarstellung, dass auch noch der 20. Oktober 

2015 Bestandteil des Zeitkorridors ist. Mit dieser redaktionellen Änderung wird eine 

entsprechende Anregung des Landkreistags NRW aus der Anhörung vom 1. Februar 

2013 aufgegriffen. 

 

Mit der weiteren Änderung wird die Möglichkeit zur Abgabe des Entlassungsantrags 

um einen Monat hinausgeschoben. Damit wird Wünschen aus der kommunalen 

Praxis Rechnung getragen. Eine ordnungsgemäße Wahlvorbereitung bzw. -

organisation erscheint auch dann noch gewährleistet.  

 

 
Zu Artikel 6 Inkrafttreten 
  
Sinn der Neun-Monats-Frist ist es, im direkten Vorfeld gekoppelter Wahlen der 
Hauptverwaltungsbeamten mit den Wahlen der kommunalen Vertretungen  einzelne 
zersplitterte Wahltermine zu vermeiden. Da im Jahre 2014 gesetzlich noch keine 
Wahlen der Hauptverwaltungsbeamten - und demgemäß auch keine 
synchronisierten Wahlen - vorgesehen sind, besteht kein Grund, die Neun-Monats-
Frist, die die Wirkung eines Nachfolger-Wahlverbots hat, bereits in Kraft zu setzen. 
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